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1. Allgemeines 
1.1 Verhältnis der Gemeinde 
 
Der Künstlerort der Gemeinde Ahrenshoop liegt nordwestlich des 
Landkreises Vorpommern-Rügen auf der Halbinsel Fisch-
land/Darß/Zingst, zwischen der Ostseeküste im Westen und der 
Boddenküste, dem Saaler Bodden, im Osten. Die Gemeinde hat 
ca. 661 Einwohner und erstreckt sich auf einer Gesamtfläche von 
ca. 5,3 km². 

Das Entwicklungsziel liegt darin, die Kriterien eines Ostseebades 
im Tourismusschwerpunktraum zu stärken und das kulturelle 
und künstlerische Leben in der Region zu festigen. 

 
 
1.2 Lage Plangebiet 
 
Die Lage des Plangebietes ist auf dem Übersichtsplan im Maßstab 
1:10000 zu entnehmen. Das Grundstück liegt im zentralen Be-
reich der Ortslage Ahrenshoop westlich des Grenzweges, zwischen 
Wohnbebauung und Steilküste. 

Als angrenzende Gebäude in südlicher Richtung befindet sich ein 
Einfamilienhaus das mit im Geltungsbereich einbezogen wird. 

Die Fläche selbst ist bisher mit Gebäuden bebaut, das als Cafe 
„Buhne 12“  genutzt wurde. 

 
Der Geltungsbereich umfasst folgende Grundstücke: 

Gemarkung Alt- und Niehagen 
Flur 1 
Flurstück 3, 4/1, 5 und Teil aus 560/5 
und hat eine Fläche von 2995,5 m². 

 
 
1.3 Topographie 
 
Die überplante Fläche hat ein leichtes Gefälle nach Norden hin. 
Die Höhenlage des Grundstücks beträgt östlich ca. 9,15 m bis ca. 
11,13 m westlich und ca. 10,78 m nördlich über NHN. 

 
 
1.4 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Flurstücke 4/1 und 5 befinden sich im Besitz des Investors. 
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Auf den Flurstücken 3 und 560/5 liegen öffentliche Verkehrswege 
im Besitz der öffentlicher Hand. 

 
 
1.5 Gegenwärtiger Zustand des Plangebietes 
 
Das Grundstück liegt innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles in zentraler Lage. 
Die Liegenschaft wurde zuvor als stark besuchte Schank- und 
Speisewirtschaft genutzt. 
  
 
2.  Planungsrechtliche Vorgaben 
2.1  Entwicklungsgebot 
 
Die Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop verfügt über einen rechts-
wirksamen Flächennutzungsplan. 
Für diesen Bereich weist der Flächennutzungsplan eine Wohn-
baufläche aus. 

 
 

 
 
 
3.  Erforderlichkeit und Ziele der Planung 
 
Durch sinnvolle Nachnutzung der derzeit brachliegenden Fläche 
soll erreicht werden, dass der städtebauliche Missstand im zent-
ralen Bereich von Ahrenshoop beseitigt wird. 
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Mit dem Um- und Ausbau des vorhandenen Cafes soll es den mo-
derne Bedürfnissen angepasst werden. Gleichzeitig wird in Ab-
stimmung mit der STALU Stralsund die Anforderungen des Küs-
tenschutzes gewährleistet. 
Hierzu werden im Küstenschutzbereich nur Erhaltungsmaßnah-
men durchgeführt. Dieser Bereich wird als Bauverbotsstreifen ge-
kennzeichnet. Außerhalb hiervon werden die Bauflächen festge-
setzt in denen Hoch- und Tiefbauarbeiten erfolgen können. 
Hierdurch wird den kulturellen Bedürfnissen der Bevölkerung in 
Ahrenshoop nachhaltig bereichert. 
Für die Erweiterung der Schank- und Speisenwirtschaft wird eine 
Unterkellerung vorgenommen. In diesem Teil werden dafür die 
notwendigen Nebenräume geschaffen. 
Im Obergeschoss werden drei Ferienwohnungen angeordnet. 
Mit der Planung kommt die Gemeinde dem Erweiterungswunsch 
eines Investors im Ostseebad nach. 
Zur planungsrechtlichen Sicherheit und zur geordneten städte-
baulichen Entwicklung und Ordnung, ist dieses Bauleitplanver-
fahren nunmehr beschlossen worden. 
 
 
3.1.  Anwendung § 13a BauGB und die daraus resultierenden 
Anforderungen. 

 
Die Planaufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB, als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Der Ge-
meindevertreterbeschluss erfolgte dazu am 19.12.2019. 
 
Das Vorhaben stellt damit eine Maßnahme der Innenentwicklung  
dar. Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 
unterliegen, wird durch die vorliegende Planaufstellung nicht be-
gründet. Die entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB be-
stehende Größenbeschränkung hinsichtlich der zulässigen 
Grundfläche nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO wird zudem einge-
halten. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter bestehen eben-
falls nicht. Damit sind die Voraussetzungen zur Anwendung des 
beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB gegeben. 
Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB gelten die Vorschriften des verein-
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fachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB ent-
sprechend. Bei der Aufstellung wird von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 1 BauGB abgese-
hen. Darauf ist im Rahmen der Bekanntmachung der Aufstellung 
des Bebauungsplanes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB hinzuwei-
sen. Weiterhin entfällt die frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-
keit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden nach § 4 Abs. 1 
BauGB. 
 
Der Flächennutzungsplan braucht im Wege der Berichtigung ge-
mäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB nicht angepasst werden. Die Dar-
stellung der vorhandenen Wohnbaufläche ist ausreichend um das 
Entwicklungsgebot zu entsprechen. 
 
 
4.  Inhalt des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
4.1  Art der baulichen Nutzung 
 
Das Vorhaben "Cafe Buhne 12" dient zur Erhaltung und Erweite-
rung der traditionsreichen Einrichtung. Für die Erdgeschossnut-
zung wird dafür eine Schank- und Speisenwirtschaft festgesetzt. 
Zusätzlich sollen drei Ferienwohnungen entstehen. Diese werden 
für das Obergeschoss festgesetzt. 

Im angrenzenden Sondergebiet Zweckbestimmung Ferienhausge-
biet wird eine Ferienhausnutzung festgesetzt. 

 
 
4.2  Maß der baulichen Nutzung 
 
Für den geplanten Umbau und der Erweiterung wird eine zweige-
schossige Bauweise festgesetzt. 
Erforderlich ist dies, da der Baukörper eine moderne „Bauhaus-
stil“ Architektur, gegenüber dem bestehenden und zu erhaltenden 
Baukörper mit Satteldach, angepasst werden soll. 
 
Durch den unsymmetrischen Baukörper und der Anordnung ei-
nes Flachdachs am Grenzweg wird die Wuchtigkeit in der Er-
scheinung genommen. 
Die Bauhöhe OK Satteldach von 9 m bezogen auf die Oberkante 
des angrenzenden Grenzweges wird als ortsgegeben angesehen. 
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Der Bezugspunkt wird auf Grund des bewegten Geländes auf 
NHN (Normalhöhe Null) festgesetzt. Dadurch ist die Eindeutigkeit 
der Höhenfestsetzung gewahrt. 
Die Erweiterung wird somit geringen ausfallen und daher als hin-
nehmbar eingestuft. 
 
Das Sondergebiet Zweckbestimmung Ferienhausgebiet wird im 
Bestand mit den vorhandenen Maß der baulichen Nutzung gesi-
chert. 
 
Weiterhin wird festgesetzt, dass nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag 
verpflichtet hat. Änderungen des Durchführungsvertrages oder 
der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages sind zuläs-
sig. 
 
4.3 überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festset-
zung der Baugrenzen bestimmt worden. Die Baugrenzen werden 
durch den Abstand zur Hangausgleichslinie eingegrenzt. Inner-
halb des Abstands von 10 m zur Hangausgleichslinie dürfen nur 
Bestands- und Erhaltungsmaßnahmen am Gebäude stattfinden. 
Aus diesem Grund wir der Bereich mit dem Planzeichen 15.8. der 
Planzeichenverordnung, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 
BauGB, nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffenen Fest-
setzungen nachrichtlich übernommen. 
Ein Neubau incl. Kellergeschoss von 270 m² darf nur außerhalb 
davon erfolgen. 
 
 
5.  Erschließung 
5.1  Verkehrsflächen 
 
Das Grundstück ist bereits voll erschlossen. Die Stellflächen sind 
direkt am Grenzweg angeordnet. 
 
 
5.2  Gas-, Wasser-, Elektroversorgung, Löschwasserbereitstel-

lung, Wasser- und Abwasserbeseitigung, Kabelanbindung 
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Da das geplante Vorhaben sich innerhalb der im Zusammenhang 
bebautem Ortsteil, nach § 34 BauGB, befindet und die Versor-
gungsmedien im Grenzweg vorhanden sind, ist die gesicherte Er-
schließung bereits gewährleistet. 
Die konkreten Nachweise sind im Baugenehmigungsverfahren 
vorzulegen. Abstimmungen mit Versorgungsunternehmen sind im 
Rahmen der Baumaßnahme vorzunehmen. 
Das Regenwasser soll nach Möglichkeit auf dem Grundstück ver-
sickert werden. Der Baugrund besteht überwiegend aus pleistozä-
nen Sanden. Sie werden von Geschiebemergel unterlagert. Die 
pleistozänen Sande sind bis ca. 7,50 m mächtig, bestehen aus 
fein- mittelkörnigen Sanden mit Grobsand- Feinkieseinlagerun-
gen. Der Grundwasserspiegel liegt bei 0,90 – 1,40 m über NHN. 
Die hydrologischen Verhältnisse erlauben die Aufnahme des an-
fallenden Niederschlagswassers. 
 

Die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation 
liegt am Grundstück an. Mit den Versorgungsmunternehmen 
sind vor Baubeginn entsprechende Absprachen vorzunehmen. 
Die Abwasserentsorgung wird vom Abwasserzweckverband Körk-
witz vorgenommen. Die Abfallentsorgung regelt sich nach der 
Richtlinie des Landkreises Vorpommern-Rügen nach der derzeiti-
gen Satzung. Es wird davon ausgegangen, das der ausreichende 
Brandschutz (96 m³/h über 2 Stunden) gewährleistet ist. 
 
 

5.3  Küstenschutzbereich 
 
Es wird sichergestellt, dass mindestens 10 m von der seeseitigen 
Hangausgleichslinie die Errichtung baulicher Anlagen zulässig 
sind. In Bereich der 5 m - 10 m Linie (S50 - S100) darf nur der 
Bestand gesichert und Erhaltungsarbeiten durchgeführt werden. 
 
 
6.  Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils von Ahrenshoop. In Verbindung mit § 8a Bun-
desnaturschutzgesetz ist eine Eingriffsregelung im Innenbereich 
nach § 34 BauGB nicht erforderlich. 
 
Die vorhandenen Bäume im nördlichen Teil bleiben erhalten. 
Während der Bauarbeiten sind diese zu schützen. 
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7.  Immissionsschutz 
 
Eine Immissionsproblematik wird durch die Planung nicht ausge-
löst.   
Im Flächennutzungsplan ist dieser Bereich als Wohnbaufläche 
dargestellt. 
Im allgemeinen Wohngebiet sind Schank- und Speisewirtschaften 
gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig. Demzufolge werden 
keine Beeinträchtigungen zum allgemeinen Wohngebiet ausgelöst. 
Nähere Nachweise sind im Baugenehmigungsverfahren zu klären. 
  
 
8.  Denkmalschutz/Bodendenkmäler 
 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffälligen Bodenver-
färbungen entdeckt werden ist die zuständige Behörde zu be-
nachrichtigen. Verantwortlich ist der Entdecker die den Wert des 
Fundes erkennen. 
Die Hinweise des Bodendenkmalamtes werden auf der Planzeich-
nung aufgenommen. 
 

Im Geltungsbereich sind derzeit keine Bodendenkmale bekannt. 
Sollten während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenver-
färbungen entdeckt werden, ist nach § 11 Denkmalschutzgesetz 
Mecklenburg- Vorpommern die zuständige Untere Denkmal-
schutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fund-
stelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des 
Landesamtes für Bodendenkmalschutz in unverändertem Zu-
stand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür die Entdecker, Lei-
ter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die 
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 
Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
 
9. Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils von Ahrenshoop. Somit ist vom Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung der Anlage 1 nach nur eine allge-
meine Vorprüfung erforderlich, wenn der jeweilige Prüfwert für 
die Vorprüfung erreicht oder überschritten wird. 
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Das Vorhaben hat eine Kapazität von drei Gästewohnungen. Der 
Prüfwert der allgemeinen Vorprüfung wird nicht erreicht. Eine all-
gemeine Vorprüfung bzw. Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht 
erforderlich. 
 
 
10. Seeschifffahrt 
 
Es dürfen keine Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art 
weder durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu Ver-
wechselungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wir-
kung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schifffüh-
rer durch Blendwirkung, Spiegelungen oder anders irreführen. 
Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist un-
zulässig. 
 
 
11.  Kosten 
 
Die Baukosten hat der Investor zu tragen. Erschließungskosten 
für die Gemeinde Ahrenshoop fallen nicht an. 
 
 
12.  Maßnahmen zur Verwirklichung des Planes 
 
Der Investor erkennt die Festsetzungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes an und er wird mit der Gemeinde einen Durch-
führungsvertrag abschließen der auch regelt, dass alle Kosten zu 
übernehmen sind die im Zusammenhang mit der Errichtung des 
Vorhabens entstehen. 
 
 
 
 
 
Ahrenshoop, ……..….. 
 
 
 
 
Bürgermeister, ……..….. 
 


